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Argumentarium MWST-Beherbergungssatz: 
Planungssicherheit für den Tourismus 
 

 
Worum geht’s? 

 

⎯ Seit 1996 wird der MWST-Beherbergungssatz von aktuell 3,8 % für Beherbergungs-
leistungen befristet angewendet. Er wurde zuletzt bis Ende 2027 verlängert. 

⎯ Die Motion von Esther Friedli zur Verlängerung des MWST-Beherbergungssatz wurde 
am 10. März 2025 im Ständerat mit 37 zu 3 Stimmen und am 7. Mai 2025 im National-
rat mit 119 zu 59 Stimmen angenommen. 

⎯ In der Vernehmlassung und der darauffolgenden Botschaft hat der Bundesrat erneut 
eine befristete Verlängerung bis 31. Dezember 2035 vorgeschlagen. Damit soll eine 
nahtlose Weiterführung ermöglicht werden. Gleichzeitig soll eine künftige Verlänge-
rung des Beherbergungssatzes zusammen mit der Mehrwertsteuerbefugnis als Gan-
zes diskutiert werden. 

⎯ Der Vorschlag des Bundesrats muss nun erneut durch beide Räte. Der Nationalrat be-
fasst sich in der Sommersession 2026 damit, der Ständerat voraussichtlich im Herbst 
2026. 

 

Was sind unsere Kernanliegen? 
 

⎯ Der MWST-Beherbergungssatz muss weitergeführt werden. Ohne ihn verlieren die Be-
triebe an Planungssicherheit – und der Tourismusstandort Schweiz an Wettbewerbsfä-
higkeit. 

⎯ Eine dauerhafte Verankerung des Sondersatzes wäre sachlich konsequent und volks-
wirtschaftlich richtig, steht aktuell jedoch nicht im Vordergrund. 

⎯ Mit einer Verlängerung bis 2035 wird jedoch ein politisch realistischer und für die Bran-
che zentraler Schritt erreicht. Denn dieser leidet aufgrund der Standortgebundenheit 
unter den Nachteilen seines Exportcharakters. 
 

  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243635
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Schweizer Tourismus sichern – Wettbewerbsfähigkeit erhalten 

Der reduzierte MWST-Satz von 3,8 % für Beherbergungsleistungen ist unverzichtbar zur För-
derung der Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer Tourismus. Ohne ihn gerät die Branche ins 
Hintertreffen. Bei der Einführung des MWST-Satzes für Beherbergungsleistungen im Jahr 
1996 hat der Bundesrat betont, dass er «[…] für bestimmte im Inland erbrachte Tourismusleis-
tungen einen tieferen Satz der Umsatzsteuer festlegen kann, sofern diese Dienstleistungen in 
erheblichem Ausmass durch Ausländer konsumiert werden und die Wettbewerbsfähigkeit es 
erfordert.» Mit rund 55 % ausländischen Gästen ist der Sektor der fünftwichtigste Exportsektor 
der Schweiz. «Er [Der Bund] bezweckte damit keine Privilegierung der Tourismuswirtschaft. 
Vielmehr anerkannte er den exportähnlichen Charakter des Tourismus.»  

Anders als bei klassische Exportsektoren können Dienstleistungen nicht ins Ausland verlagert 
oder Vorsteuern abgezogen werden. Da die meisten Vorleistungen aus der Region bezogen 
werden, sind zudem die Auswirkungen von Wechselkursschwankungen besonders stark. Als 
personalintensiver Sektor kann der Tourismus auch nur beschränkt mit Kosteneinsparungen 
auf eine Frankenaufwertung reagieren. Der Beherbergungssatz ist deshalb ein zielführendes 
Mittel, um die hohen Kosten in der Schweiz auszugleichen und die Attraktivität als Reisedesti-
nation zu sichern. Keineswegs kann der MWST-Satz für Beherbergungsleistungen als reine 
Subvention für die Branche betrachtet werden. 

Branche braucht Stabilität in unsicheren Zeiten 

Auch wenn die Nachfrage in einzelnen Regionen aktuell robust ist, bleibt die Branche stark 
abhängig von Faktoren, die sie kaum beeinflussen kann: Weltwirtschaft, Wechselkurse, geo-
politische Krisen, Wetter, Energiepreise und Konsumstimmung. Was heute stabil erscheint, 
kann sich rasch verändern mit direkten Auswirkungen auf Auslastung, Wertschöpfungsketten, 
Zulieferbetriebe und Arbeitsplätze, insbesondere in Rand- und Bergregionen. In den aktuell 
unsicheren Zeiten ist die Beherbergung mehr denn je auf verlässliche Rahmenbedingungen 
angewiesen, um planen und investieren zu können. Dazu trägt der reduzierte Steuersatz ent-
scheidend bei. 

Internationale Wettbewerbsfähigkeit durch faire Besteuerung 

Ein Blick auf die europäischen Nachbarländer zeigt: Reduzierte Mehrwertsteuersätze für Be-
herbergungsleistungen sind die Regel. Einen Beherbergungssatz kennen alle EU-Staaten 
ausser Dänemark und die Niederlande. Dessen Höhe liegt in den meisten Fällen zwischen ei-
nem Viertel und der Hälfte des Normalsatzes. Eine Erhöhung des Schweizer Beherbergungs-
satzes auf das Niveau des Normalsatzes würde die Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer Be-
herbergungsbranche sehr stark beeinträchtigen und zu einem Standortnachteil führen. 
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Bereits heute ist die Belastung für die Branche im internationalen Vergleich hoch. Es muss 
das Verhältnis von Normalsatz zu Beherbergungssatz verglichen werden und nicht die absolu-
ten Steuersätze. Absolute Steuersätze sind aufgrund unterschiedlicher nationaler Steuersys-
teme, Steuerbasen und Fiskalstrukturen nur bedingt aussagekräftig. Hingegen ermöglicht das 
Verhältnis der Sätze einen aussagekräftigeren internationalen Vergleich. Es zeigt, ob eine 
Branche im Inland relativ stärker oder schwächer belastet wird als im Ausland, was für die 
Wettbewerbsfähigkeit entscheidend ist. Hier liegt die Schweiz mit den momentanen Sätzen im 
europäischen Mittelfeld, wie die folgende Tabelle zeigt. 

 
Umgang mit bestehenden Herausforderungen 

Der Tourismus steht zweifellos vor Herausforderungen, etwa im Umgang mit Verkehr, Raum, 
Umwelt oder der Akzeptanz in der Bevölkerung. Diese Spannungsfelder nehmen wir ernst. 
Die Branche handelt: Gemeinsam mit Partnern wurde eine praxisorientierte Toolbox zur Tou-
rismusakzeptanz1 entwickelt, die im Juni 2026 lanciert wurde. Sie unterstützt Destinationen 
und Betriebe dabei, Nutzungskonflikte frühzeitig zu erkennen, die Bevölkerung einzubeziehen 
und Massnahmen umzusetzen von Besucherlenkung über Kommunikation bis hin zu partizi-
pativen Prozessen. 

Die Verantwortung liegt dabei vor Ort. Wo Belastungsgrenzen erreicht werden, sind insbeson-
dere Gemeinden und Destinationen gefordert, aktiv zu planen, zu steuern und bei Bedarf ver-
bindliche Entscheide zu treffen. Die entsprechenden Instrumente stehen zur Verfügung und 
müssen konsequent angewendet werden. 

Eine höhere Mehrwertsteuer auf Übernachtungen würde keinen Beitrag zur Lösung dieser 
konkreten Herausforderungen leisten. Sie würde auch jene Mehrheit der Regionen und Be-
triebe treffen, die für eine gute Auslastung kämpfen müssen und weit weg von Overtourism 
sind.Es darf nicht vergessen werden: Die durchschnittliche Auslastung schweizweit übers 
ganze Jahr gesehen beträgt 50 %, was im europäischen Vergleich wenig ist Zudem zeigt die 
geopolitische Lage, dass der Tourismus ein fragiles Gebilde ist, das durch Konflikte wie der-
zeit im Nahen Osten jederzeit erschüttert werden kann. 

  

 
1 https://www.stv-fst.ch/nachhaltigkeit/themen/tourismusakzeptanz 

Land Normalsatz Beherbergungssatz Anteil am Normalsatz 

Deutschland 19% 7% 36.8% 

Italien 22% 10% 45.5% 

Schweiz 8.1% 3.8% 46.9% 

Frankreich 20% 10% 50% 

Österreich 20% 10% 50% 
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Bedeutung für Preisniveau und Nachfrage 

Die Schweiz zählt zu den teuersten Tourismusdestinationen. Städte wie Genf weisen hohe 
Hotelpreise auf. Fünf Schweizer Städte zählen in punkto Beherbergungskosten zu den 30 teu-
ersten der Welt. Gleichzeitig reagieren Gäste aus den europäischen Nahmärkten – insbeson-
dere aus Deutschland und Italien – besonders preissensibel. Eine HOTREC-Studie verweist 
auf internationale Analysen, wonach Tourismusnachfrage in Europa deutlich preissensibel ist. 
Besonders bei europäischen Kurzstreckenreisenden wirkt sich die Preiswahrnehmung auf 
Destinationswahl, Aufenthaltsdauer und Ausgaben vor Ort aus. 

Eine Erhöhung des MWST-Satzes würde diese zentrale Kundengruppe direkt treffen und die 
Attraktivität der Schweiz schwächen. Dies steht im Widerspruch zu einem nachhaltigen Tou-
rismus, der auf gut erreichbare europäische Gäste, eine bessere saisonale und regionale Ver-
teilung der Nachfrage sowie eine langfristig tragfähige Entwicklung setzt. 

Wertschöpfung und Arbeitsplätze schützen 

Die Hotellerie generiert jährlich über zehn Milliarden Franken Umsatz und bietet rund 80’000 
Arbeitsplätze. Eine Anhebung des MWST-Satzes würde nicht nur die Hotellerie direkt belas-
ten, sondern die gesamte touristische Wertschöpfungskette mit den vielen vor- und nachgela-
gerten Branchen. Gastronomie, Freizeitangebote, Verkehrsbetriebe und weitere Sektoren, die 
indirekt vom Tourismus abhängig sind, wären von den wirtschaftlichen Einbussen betroffen. 

Obwohl die Beherbergungsbranche in den letzten Jahren ein Rekord an Logiernächten ver-
zeichnete, kann die Kennzahl der Logiernächte nicht als einzige für die Beurteilung des Er-
folgs herangezogen werden. Wichtigere Zahlen sind die Auslastungen pro Betrieb, der De-
ckungsbeitrag pro Zimmernacht oder der Gross Operating Profit (GOP). Diese Kennzahlen 
zeichnen ein weniger optimistisches Bild der Branche, die mit steigenden Kosten und sinken-
den Margen kämpft. 

Finanzielle Argumente relativieren sich langfristig 

Der Bundesrat rechnet durch eine Erhöhung des MWST-Satzes mit Mehreinnahmen von 270 
Millionen Franken pro Jahr. Diese kurzfristigen Gewinne im Bundesbudget könnten jedoch 
durch langfristige wirtschaftliche Einbussen mehr als zunichtegemacht werden. Höhere Preise 
für Übernachtungen führen zu einem Rückgang der Gästezahlen und damit zu einer tieferen 
Wertschöpfung und geringeren Einnahmen in zahlreichen vor- und nachgelagerten Bereichen 
— von Gastronomie und Detailhandel über Bergbahnen bis zu Kultur-, Freizeit- und Trans-
portangeboten. Dies wiederum führt zu geringeren Steuereinnahmen für den Bund. 

Da der Tourismus in Berggebieten der wichtigste Wirtschaftszweig ist, kann dies in ansonsten 
strukturschwachen Gebieten zudem zu höheren Bundesausgaben führen. Die Gesamtrech-
nung würde die erhofften Mehreinnahmen stark relativieren. Für die Bundesfinanzen ist 

https://www.hotrec.eu/media/static/files/import/all_news_2025_2025_52/hotrec-taxation-study_full-report.pdf
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deshalb die gesamtwirtschaftliche Wirkung auf Beschäftigung, Einkommen, Unternehmens-
steuern und regionale Entwicklung entscheidend. 

Langfristige Planungssicherheit für die Branche 

Seit 1996, ein Jahr nach Einführung der allgemeinen Mehrwertsteuer in der Schweiz, wird der 
MWST-Beherbergungssatz für Beherbergungsleistungen befristet angewendet. Um die lang-
fristige Wettbewerbsfähigkeit und Stabilität des Schweizer Tourismussektors zu gewährleis-
ten, ist es entscheidend, den Beherbergungssatz über 2027 hinauszuführen. Planungssicher-
heit ist ein Schlüsselfaktor für Investitionen und Weiterentwicklungen im Tourismus. 

Gastgewerbe und Tourismus leisten ihren Sparbeitrag 

Der Bund und das Parlament haben die Fördermittel für den Tourismus in den Bundesbudgets 
für seit 2024 und dem Entlastungspaket 27 deutlich gekürzt. Angesichts der finanziellen Her-
ausforderungen des Bundes zeigt der Tourismussektor Verständnis für diese Entscheidung. 
Alle sollen ihren Beitrag leisten, um die Schuldenbremse einzuhalten und den Staatshaushalt 
zu stabilisieren. Eine massive MWST-Erhöhung von 113 Prozent respektive 4,3 Prozentpunk-
ten zulasten der Beherbergungsbranche wäre jedoch mit der vielfach geforderten Opfersym-
metrie nicht vereinbar. Zugleich wäre die Nicht-Verlängerung des Beherbergungssatzes eine 
Steuererhöhung für die Beherbergung. Der Bundesrat und der Bericht zum Entlastungspaket 
27 haben stets betont, dass die Bundesfinanzen ein Ausgaben- und nicht ein Einnahmenprob-
lem haben. Eine zusätzlich spezifische Belastung einer Branche wäre besonders stossend. 

Fazit 

Der MWST-Beherbergungssatz von 3,8 Prozent für Beherbergungsleistungen ist entschei-
dend für die Zukunft des Schweizer Tourismus. Seine Fortführung schützt Arbeitsplätze, för-
dert den nachhaltigen Tourismus und sichert die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz als Tou-
rismusland. Ein Verzicht auf den Beherbergungssatz würde langfristig der gesamten Volks-
wirtschaft schaden.  


